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Wie im letzten Heft berichtet, warten allein in Bayern 1200 Men-
schen auf ein Spenderorgan. Die bayerische Gesundheitsminis-
terin Judith Gerlach (CSU) plädiert deshalb für eine Gesetzesän-
derung mit einer Widerspruchslösung. Ihr Berliner Amtskollege 
Karl Lauterbach (SPD) verharrt jedoch wie so oft in Untätigkeit. 
Die bayerischen Zahnärzte können mit ihren jährlich 16 Millionen 

Patientenkontakten einen Beitrag dazu leisten, die Spendebe-
reitschaft zu erhöhen. Diesem BZBplus liegt deshalb ein Flyer 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung bei. Weitere 
Exemplare können Sie dort bestellen.
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HOF. Wo digitale Geräte zum Einsatz kom-
men, da braucht es Systembetreuer – damit  
alles reibungslos funktioniert. Die stellte der 
Landkreis Hof für seine Schulen weiterhin 
über  eine eigene Gesellschaft ab. Das hat der 
Kreisausschuss in seiner jüngsten Sitzung 
beschlossen. nisch Seite 7

So betreut der Kreis 
die IT an den Schulen

HOF. Wie funktioniert Lobbyarbeit? Wel-
chen Einfluss nehmen Interessensvertreter 
auf die öffentliche Meinung und auf die Poli-
tiker?  Wann beginnt Interessensvertretung 
eigentlich? Damit  haben sich Hofer Schiller-
Gymnasiasten  befasst – und es ganz konkret 
selbst durchgespielt. sg Seite 9

Planspiel
Lobbyismus

Standpunkt

Containerschiffe sind,   aus dem Blick-
winkel von Klima und  Ökologie be-
trachtet, Dreckschleudern in Sachen 

Ruß, Schwefel  und CO2.   Der wochenlange 
Lockdown in China zu 
Coronazeiten, aber auch 
die Gefahren auf inter-
nationalen Seewegen 
wie dem Suezkanal ha-
ben gezeigt,  Transport-
wege sind  längst nicht 
mehr sicher – und damit  
nicht   zukunftsfähig.

Heute wird „Near-
shoring“ als ein Wirt-
schaftsmodell disku-
tiert, mit dem klima-
freundlich kurze Wege zum Verbraucher 
auch bessere Planbarkeit für Lieferwege und 
eine höhere Versorgungssicherheit garan-
tieren könnten. Nicht nur die Umwelt-
schutzverbände, sondern auch das derzeit 
grün geführte Bundeswirtschaftsministe-
rium und  diverse renommierte Beratungsge-
sellschaften   sehen daher in diesem Trend 
definitiv eine Möglichkeit, Lieferketten si-
cherer und nachhaltiger zu machen.

Nearshoring bedeutet schlicht, dass 
Unternehmen Teile ihrer Aktivitäten wieder 
Fertigung   ins nahe Ausland verlegen. Die 
Werkbank rückt näher zum Markt,   die Wirt-
schaft wird wieder ein Stück weit regionaler 
statt globaler. Ein cleverer Schachzug, der 
sich dennoch am Ende rechnen muss. Sonst 
spielen die Verbraucher, die mehr denn je 
aufs Geld schauen müssen, nicht mit.

kerstin.dolde@frankenpost.de  Seite 23

Die Werkbank 
rückt wieder näher

Weg von Asien: „Nearshoring“ soll 
Lieferketten sicherer machen.

Von Kerstin 
Dolde

gut�  Die

Nachricht

NÜRNBERG. Die aus Asien 
eingeschleppte Tigermü-
cke hat in Bayern bisher 
noch keine gesundheit-
lichen Probleme verur-
sacht. Die Tigermücke sei 
in 13 Kreisen und kreisfrei-
en Städten quer durch den Freistaat nachge-
wiesen worden. Sie sei bisher nicht Träger 
von Erregern, teilte das Landesamt für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) 
mit. Dennoch: Es sei wichtig, konsequent 
gegen die Verbreitung der Mücke vorzuge-
hen, hieß es vom LGL, da eine Übertragung 
von Krankheiten in der Zukunft nicht ausge-
schlossen werden könne. In Asien können 
Stiche der Mücke etwa das gefährliche Den-
gue-Fieber auslösen. dpa

Tigermücke bislang 
harmlos in Bayern

Von Joachim Dankbar

HOF/COBURG/BAYREUTH.  Schon in wenigen 
Jahren könnten in Oberfranken Zahn-
schmerzen besonders fatal sein. Dann näm-
lich, wenn der bisherige Zahnarzt des Pa-
tienten in Ruhestand gegangen ist und kei-
nen Nachfolger gefunden hat. Auf diese Ent-
wicklung weist die Kassenzahnärztliche Ver-
einigung Bayern (KZVB) hin. Die Zahlen 
sprechen für sich: Von den rund 9400 nieder-
gelassenen Zahnärzten in Bayern sind 
gegenwärtig 34,5 Prozent im Alter zwischen 
51 und 60 Jahren, 22,4 Prozent sind sogar 
schon über 60 Jahre alt. Das bedeutet, dass 
über 50 Prozent der Zahnärzte schon ihren  
Ruhestand planen.

In Oberfranken sei die Lage nicht anders, 
sagt Dr. Rüdiger Schott, Vorsitzender der 
KZVB und niedergelassener Zahnarzt in 
Sparneck im Landkreis Hof. Zwar reichten 
die 880 Zahnärzte gegenwärtig noch aus, um 
überall in Oberfranken einen Versorgungs-
grad von über 100 Prozent sicherzustellen. 
„Dann aber tritt die Generation der Dinosau-
rier ab und es folgt die Generation der 
Erben“, kommentiert Schott sarkastisch. 

Was er damit meint: Immer weniger junge 
Zahnärzte wollen die Arbeitsstunden und 
die Verantwortung einer eigenen Praxis 
schultern. Viele lassen sich lieber in einem 
von Investoren gegründeten Medizinischen 
Versorgungszentrum (IMVZ) anstellen, wo 
die Arbeitsbelastung überschaubar und das 
unternehmerische Risiko Sache der Betrei-
ber ist. „Solche IMVZs wird es aber auf dem 
Land nicht geben“, prognostiziert Schott. 
Die Investoren wählten Standorte, an denen 
es viele Menschen gibt – und auch einen hö-
heren Anteil von einträglichen Privatpatien-
ten. In Ballungsräumen wie München gebe 
es schon IMVZs, die mehr als 100 Zahnärzte 
beschäftigen. Auf dem Land werde es hin-
gegen nur kleine MVZs geben, in denen zum 
Beispiel Familien die Praxis in die nächste 
Generation übergeben.

Die KZVB kämpft schon seit Jahren gegen 
den zunehmenden Eintritt finanzstarker In-
vestoren in den ambulanten Gesundheitsbe-
reich.  „Diese IMVZs saugen die jungen Ärzte 
auf, die wir eigentlich für die Versorgung auf 
dem Land bräuchten“, sagt Schott. Kritisch 
sieht man bei der KZVB, dass die in solchen 
Zentren angestellten Ärzte in aller Regel 

strikt auf die Renditevorstellungen des In-
vestors verpflichtet werden. Man kann daran 
zweifeln, ob dieser Kampf noch gewonnen 
werden kann, denn neueren Zahlen zufolge 
arbeiten schon 60 Prozent aller Zahnärzte 
unter 40 Jahren als Angestellte.

Der Mangel an Neuniederlassungen und 
Praxisübernahmen ist laut KZVB auch eine 
Folge des strikten Numerus Clausus. Wie in 
allen anderen medizinischen Studienfä-
chern ist ein immer größerer Anteil der Stu-
dienbeginner weiblich. Schott: „An man-
chen Unis gibt es unter den Studienanfän-
gern nicht einen einzigen Mann.“ Grund da-

für ist, dass Mädchen statistisch die besseren 
Abiturnoten erzielen. Dies gilt auch für die 
Spitzennoten, die erforderlich sind, um ein 
Medizinstudium aufzunehmen. Weil viele 
junge Zahnärztinnen dem traditionellen 
Bild der Aufgabenverteilung in der Familie 
folgen, ziehen sie die Anstellung der eigenen 
Niederlassung vielfach vor.

 Die Zahnärzte fordern seit langem eine 
Erhöhung der Zahl der Studienplätze. Der 
Ärztefunktionär: „Im Grunde bräuchten wir 
für jeden Aussteiger zwei neue Einsteiger.“ 
Um die Niederlassung wieder attraktiver zu 
machen, müsse man auch unbedingt den im-
mer weiter ausufernden Bürokratismus be-
schneiden, „den ein Einzelkämpfer gar nicht 
mehr bewältigen kann“.   Vor allem aber brau-
che es langfristig sichere Rahmenbedingun-
gen, um das Wagnis Niederlassung anzuge-
hen. Scharf kritisierte Schott, dass Bundes-
gesundheitsminister Lauterbach im Jahr 
2023 die Budgetierung für Kassenpatienten 
wieder eingeführt hat.  „Es kann doch nicht 
angehen, dass die Zahnärzte alle Kassenpa-
tienten behandeln sollen und erst im Jahr 
darauf erfahren, ob genug Geld dafür da war 
oder ob sie noch etwas zurückzahlen sollen.“

Zahnweh und kein Arzt weit und breit
Oberfrankens Zahnärzte warnen, dass es schon sehr bald ein großes Praxissterben auf dem Land geben werde. 

Medizinische Versorgungszentren würden sich jedoch nur in größeren Städten ansiedeln.

Die Zahnarzt-Versorgung in Oberfranken ist 
gefährdet. Foto: dpa/Rolf Vennenbernd

Von Andreas Stein

KIEW. Nach mehr als zwei Jahren des russi-
schen Angriffskriegs gegen die Ukraine ist 
einer neuen Umfrage zufolge nur gut ein 
Drittel der Ukrainer strikt gegen Verhand-
lungen mit dem Kreml. Mehr als 40 Prozent 
sind für Friedensgespräche mit Russland, 
wie eine repräsentative Umfrage des renom-
mierten Rasumkow-Zentrums im Auftrag 
des Internetportals Dserkalo Tyschnja er-
gab.  Gut ein Fünftel der Befragten zeigte sich  
unentschlossen. Dabei sprachen sich vor al-
lem Einwohner der zentralen und südlichen 
ukrainischen Gebiete für den Beginn offi-
zieller Verhandlungen mit Moskau aus (49 

Prozent in den zentralen, 60 Prozent in den 
südlichen Gebieten).  Im Osten des Landes, 
wo es besonders schwere Kämpfe gibt, in den 
Gebieten Charkiw, Dnipropetrowsk, Donezk 
und Luhansk war jeweils ein Drittel für oder 
gegen die Aufnahme von Verhandlungen 
oder war unentschlossen. 

Zugleich lehnt der überwältigende Teil 
die von Russlands Präsident Wladimir Putin 
ins Spiel gebrachten Bedingungen für einen 
Frieden ab. Mehr als 80 Prozent sind gegen 
die von Putin geforderten weiteren Gebiets-
abtretungen an Moskau. Gut 76 Prozent leh-
nen die Aufhebung der Russland-Sanktio-
nen ab, 60 Prozent sprechen sich gegen 
einen neutralen Status für die Ukraine aus. 

40 Prozent der Ukrainer 
 für Friedensverhandlungen HOF/COBURG/BAYREUTH. Wegen der Schief-

lage des Agrarkonzerns Baywa, der einen Sa-
nierungsgutachter an Bord geholt hat,  sind 
die Bauern in Oberfranken in höchster Sorge.  
„Wenn die Landwirte ihre Ernte nicht mehr 
wie gewohnt weitergeben können, wäre das 
natürlich eine Katastrophe,“ sagte der ober-
fränkische Bezirksvorsitzende des Bayeri-
schen Bauernverbandes (BBV), Hermann 
Greif auf Nachfrage dieser Redaktion. 

Unterdessen stürzte der Kurs der Baywa-
Aktie massiv ab. Das Papier verlor bis Mon-
tagmittag rund ein Drittel an Wert. Die 
Nachricht zum Sanierungsgutachten war am 
Freitag erst nach Börsenschluss gekommen. 
Dass sie die Aktie zum Absturz bringen wür-
de, hatte sich bereits im außerbörslichen 
Handel abgezeichnet. red/dpa Seite 3

Baywa-Krise: Bauern 
in Franken bangen
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Bau-Marathon 
Die Deutsche Bahn will den immensen Sanierungsstau verringern. 
Bis 2030 sollen 40 wichtige Gleisverbindungen mit 4000 Kilome-
tern Länge ertüchtigt werden. Los geht’s auf der Strecke 
Frankfurt-Mannheim. Foto: dpa/Arne Dedert Seite 23; Kommentar Seite 4

WEISSENSTADT/HOF. Wenn  Hubert Aiwan-
ger mal  wieder eine provokante Rede im   
Landtag hält, könnte künftig Holger Grieß-
hammers  dem Chef der Freien Wähler  im 
Namen der Bayern-SPD  Kontra  geben. Am 
Dienstag wollen die  Sozialdemokraten   den 
42-jährigen Malermeister aus Weißenstadt 
zum Fraktionssprecher im Landtag wählen, 
nachdem  Florian von Brunns Rückzug    die  
Partei in schwere Turbulenzen gebracht hat.   
Im Interview verrät Holger Grießhammer,    
was er besser machen will als  sein unbelieb-
ter Vorgänger.  Bri Gsch Seite 2

Fichtelgebirgler will   
Bayern-SPD retten 
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Heute mit
Ihrem

TV-Magazin
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Über drohende Engpässe bei der zahnmedizinischen Versorgung berichtete am 16. Juli auch die Hofer „Frankenpost“.


